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behalten, bis ihm der Käufer seine angemessenen Aufwen­
dungen erstattet hat.

Artikel 86

(1) Hat der Käufer die Ware empfangen und beabsichtigt 
er, ein nach dem Vertrag oder dieser Konvention bestehen­
des Zurückweisungsrecht auszuüben, so hat er die den Um­
ständen angemessenen Maßnahmen zu ihrer Erhaltung zu 
treffen. Er ist berechtigt, die Ware zurückzubehalten, bis 
ihm der Verkäufer seine angemessenen Aufwendungen er­
stattet hat.

(2) Ist die dem Käufer zugesandte Ware ihm am Bestim­
mungsort zur Verfügung gestellt worden und übt er das 
Recht aus, sie zurückzuweisen, so hat er sie für Rechnung 
des Verkäufers in Besitz zu nehmen, sofern dies ohne Zah­
lung des Kaufpreises und ohne unzumutbare Unannehm­
lichkeiten oder unverhältnismäßige Kosten möglich ist. Dies 
gilt nicht, wenn der Verkäufer oder eine Person, die befugt 
ist, die Ware für Rechnung des Verkäufers in Obhut zu neh­
men, am Bestimmungsort anwesend ist. Nimmt der Käufer 
die Ware nach diesem Absatz in Besitz, so werden seine 
Rechte und Pflichten durch Absatz 1 geregelt.

Artikel 87

Eine Partei, die Maßnahmen zur Erhaltung der Ware zu 
treffen hat, kann die Ware auf Kosten der anderen Partei in 
den Lagerräumen eines Dritten 'einlagern, sofern daraus 
keine unverhältnismäßigen Kosten entstehen.

Artikel 88
(1) Eine Partei, die nach Artikel 85 oder 86 zur Erhaltung 

der Ware verpflichtet ist, kann sie auf jede geeignete Weise 
verkaufen, wenn die andere Partei die Inbesitznahme oder 
die Rücknahme der Ware oder die Zahlung des Kaufpreises 
oder der Erhaltungskosten ungebührlich hinauszögert, vor­
ausgesetzt, daß sie der anderen Partei ihre Verkaufsabsicht 
in vernünftiger Weise angezeigt hat.

(2) Ist die Ware einer raschen Verschlechterung ausgesetzt 
oder würde ihre Erhaltung unverhältnismäßige Kosten ver­
ursachen, so hat die Partei, der nach Artikel 85 oder 86 die 
Erhaltung der Ware obliegt, sich in angemessener Weise um 
ihren Verkauf zu bemühen. Soweit möglich, hat sie der an­
deren Partei ihre Verkaufsabsicht anzuzeigen.

(3) Hat eine Partei die Ware verkauft, so kann sie aus dem 
Erlös des Verkaufs den Betrag behalten, der den angemes­
senen Kosten der Erhaltung und des Verkaufs der Ware 
entspricht. Den Uberschuß schuldet sie der anderen Partei.

Teil IV 

Schlußbestimmungen

Artikel 89
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird hiermit 

zum Depositar dieser Konvention bestimmt.

Artikel 90
Diese Konvention geht bereits geschlossenen oder in Zu­

kunft zu schließenden internationalen Vereinbarungen, die 
Bestimmungen über in dieser Konvention geregelte .Gegen­
stände enthalten, nicht vor, sofern die Parteien ihre Nieder­
lassung in Vertragsstaaten einer solchen Vereinbarung ha­
ben.

Artikel 91

(1) Diese Konvention liegt in der Schlußsitzung der Kon­
ferenz der Vereinten Nationen über Verträge über den in­
ternationalen Warenkauf zur Unterzeichnung auf und liegt 
dann bis 30. September 1981 am Sitz der Vereinten Nationen 
in New York für alle Staaten zur Unterzeichnung auf.

(2) Diese Konvention bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Bestätigung durch die Unterzeichnerstaaten.

(3) Diese Konvention steht allen Staaten, die nicht Unter- 
zaidmerstaaten sind, von dem Tag an zum Beitritt offen, 
an dem sie zur Unterzeichnung aufgelegt wird.

(4) Die Ratifikations-, Annahme-, Bestätigungs- und Bei­
trittsurkunden werden beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt.

Artikel 92

(1) Ein Vertragsstaat, kann bei der Unterzeichnung, der 
Ratifikation, der Annahme, der Bestätigung oder dem Bei­
tritt erklären, daß Teil II dieser Konvention für ihn nicht 
verbindlich ist oder daß Teil III dieser Konvention für ihn 
nicht verbindlich ist.

(2) Ein Vertragsstaat, der eine Erklärung nach Absatz 1 
zu Teil II oder Teil III dieser Konvention abgegeben hat, 
ist hinsichtlich solcher Gegenstände, die durch den Teil ge­
regelt werden, auf den sich .die Erklärung bezieht, nicht als 
Vertragsstaat im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 zu betrach­
ten.

Artikel 93

(1) Ein Vertragsstaat, der zwei oder mehr Gebietseinhei­
ten umfaßt, in denen nach seiner Verfassung auf die in die­
ser Konvention geregelten Gegenstände unterschiedliche 
Rechtsordnungen angewendet werden, kann bei der Unter­
zeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Bestätigung 
oder dem Beitritt erklären, daß diese Konvention sich auf 
alle seine Gebietseinheiten oder nur auf eine oder mehrere 
derselben erstreckt;, er kann seine Erklärung jederzeit durch 
eine neue Erklärung ändern.

(2) Die Erklärungen sind dem Depositar zu notifizieren 
und haben ausdrücklich anzugeben, auf welche Gebietsein­
heiten die Konvention sich erstreckt.

(3) Erstreckt sich die Konvention auf Grund einer Erklä­
rung nach diesem Artikel auf eine oder mehrere, jedoch nicht 
auf alle Gebietseinheiten eines Vertragsstaates und liegt die 
Niederlassung einer Partei in diesem Staat, so wird diese 
Niederlassung im Sinne dieser Konvention nur dann als in 
einem Vertragsstaat gelegen betrachtet, wenn sie in einer 
Gebietseinheit liegt, auf die sich die Konvention erstreckt.

(4) Gibt ein Vertragsstaat keine Erklärung nach Absatz 1 
ab, so erstreckt sich die Konvention auf alle Gebietseinhei­
ten dieses Staates.

Artikel 94

(1) Zwei oder mehr Vertragsstaaten, welche gleiche oder 
einander sehr nahekommende Rechtsvorschriften für Gegen­
stände haben, die in dieser Konvention geregelt werden, 
können jederzeit erklären, daß die Konvention auf Kauf­
verträge oder ihren Abschluß keine Anwendung findet, wenn 
die Parteien ihre Niederlassung in diesen Staaten haben. 
Solche Erklärungen können als gemeinsame oder als aufein­
ander bezogene einseitige Erklärungen abgegeben werden.

(2) Hat ein Vertragsstaat für Gegenstände, die in dieser 
Konvention geregelt werden, Rechtsvorschriften, die denen 
eines oder mehrerer Nichtvertragsstaaten gleich sind oder 
sehr nahekommen, so kann er jederzeit erklären, daß die 
Konvention auf Kaufverträge oder ihren Abschluß keine 
Anwendung findet, wenn die Parteien ihre Niederlassung 
in diesen Staaten haben.

(3) Wird ein Staat, auf den sich eine Erklärung nach Ab­
satz 2 bezieht, Vertragsstaat, so hat die Erklärung von dem 
Tag an, an dem die Konvention für den neuen Vertragsstaat 
in Kraft tritt, die Wirkung einer nach Absatz 1 abgegebenen 
Erklärung, vorausgesetzt, daß der neue Vertragsstaat sich 
einer solchen Erklärung anschließt’ oder eine darauf bezo­
gene einseitige Erklärung abgibt.


